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- Beschlusskammer 7 -

Beschluss
Az.: BK7-13-127
in dem Verwaltungsverfahren

wegen: Antrage auf Feststellung der Nichlgeltung des § 10c Abs. 6 EnWG nach Umstrukturie-
rung der zweliten Flhrungsebene

der GASCADE Gastransport GmbH, Ké&lnische Stralle 108-112, 34119 Kassel, geselzlich
vertreten durch die Geschéftsfilhrung,
Antragstellerin,

hat die Beschlusskammer 7 der Bundesnetzagentur fur Elektrizitdl, Gas, Telekommunikation,
Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Prasidenten
Jochan Homann,

durch ihren Vorsitzenden  Christian Mielke,
ihren Beisilzer Dr. Chris Magelin
und ihre Beisitzerin Dr. Anije Peters

am 02.12.2013 beschlossen:

Die Antrdge werden abgelehnt.

Griinde

Das vorliegende Verwaltungsverfahren betrifft die Antriage auf Feststellung, dass die Cooling-
Vorgaben nach § 10¢ Abs. 6 EnWG aufgrund der Umstrukturierung der zweiten Fuhrungsebene
der Antragstellerin mit sofortiger Wirkung keine Anwendung mebr finden.

Die Antragstellerin wurde mit Beschluss vom 05.02,2013 (Az. BK7-12-031) als Unabhdéngige
Transportnetzbetreiberin zertifiziert. Im Tenor zu Ziffer 3 des Beschlusses vom 05.02.2013 (Az.

BK7-12-031) wurde festgestelit, dass die jewsilige Leitung der Bereiche | EEEENEGE
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Is sogenannte zweite Filhrungsebene den Vorgaben des § 10¢

Abs. 6 ENWG untetilegt.

Die Antragstellerin hat mit Wirkung zum 01.10.2013 die Geschaftsverteilung in ihrem Unterneh-
men neu organisiert. Der obersten Leitung der Antragstellerin gehéren nunmehr die beiden
GesachéftsfUhrer Herr Dr. Sweder-Christoph von dem Bussche und Herr Andrey Krutko an. Der
bisherige Geschéftsfihrer Herr Manfred Bast ist mit Wirkung zum 30.09.2013 aus der Ge-
schéftsfuhrung ausgeschieden. Die nachgeordnete Ebene besteht aus drel Ressorts:

o Ressort 1 Leiter. Herr Dr. von dem Bussche),

. Ressornt 2 Leiter: Herr Basl),

. Ressort 3 —(Leiter: Herr Krutko).

Die bislang im Organigramm unmittelbar der Geschiftsfihrung nachgeordneten Fachbereiche

sind nunmehr jeweils einem der drei neu gegrindelen Ressorls unterstellt.

Die Antragstellerin tragt vor, dass die Leiter der den drel neu gegrindeten Ressorts nachgeord-
neten Fachhereiche nun nicht mehr im Sinne des § 10c Abs. 8 EnWG der obersten Unterneh-
mensleitung unmittetbar unterstelit seien. Bei den dem Leiler des Ressorts 2 Herrn Bast
nachgeordneten Bereichen ergebe sich dies bereits aus dem Umstand, dass Herr Bast mit
Wirkung zum 30.09.2013 aus der Geschéftsfithrung ausgeschieden sei. Dies gelte aber auch fiir
die Leiter der Fachbereiche, die jeweils einem der GeschéftsfUhrer in seiner Funktion als
Ressortleiter (Ressorts 1 und 3) unterstelit seien. Die Position des Ressortleiters sei auch bei
Personalidentitdt zu unterscheiden von dem Koliegialorgan Geschéftsfthrung. Das Kollegialor-
gan Geschéftsfiihrung bestehe bei der Antragstellerin aus zwei Geschéftsfiihrern. Dem Organ
Geschéftsfiihrung seien diverse grundiegende Entscheidungen vorbehalten. Die Geschéftsfiih-
rer seien zudem nur gesamtveriretungsberechtigt. Der Ressorlleitersbene seion demgegentber
eigene Entscheidungsbefugnisse, z.B. nach der neuen || llichtinie, vorbehaiten. Die
Ressorileiter verflgten jeweils Ober besondere Kenntnisse und entaprechende Berichtspflichien
gegeniiber dem Organ Geschéftsfihrung im Hinblick auf die in ihren Zust&ndigkeilsbereich

fallenden operativen Geschéftsablaufe.
Dle Antragstellerin heaniragt mit Schreiben vom 14.10.2013 sinngemé&#,

1. In Ab&nderung des Tenors zu Zlffer 3 des Zertifizlerungsbeschiusses vom 05.02.2013
(Az. BK7-12-031) festzustellen, dass § 10c Abs. 6 EnWG mit sofortiger Wirkung fiir
die im Tenor genannten Fachbereichsieiter keine Anwendung mehr findet,
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2. hilfsweise in Abénderung des Tenors zu Ziffer 3 des Zertifizierungsheschlusses vom
06.02.2013 (Az. BK7-12-031) festzustellen, dass § 10c Abs. 8 EnWG mit soforliger
Wirkung zumindest fUr die Leiter der dem Ressort 2 nachgeordneten Fachbereiche

keine Anwendung mehr findet.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

Sowohl der Antrag zu 1., als auch der hilfsweise gestelite Antrag zu 2. sind abzulehnen. Die
Antrdge sind bereils unzulassig. Es fehit am erforderlichen Sachentscheidungsinteresse bzw.
Rechtschulzbediirfnis (hierzu unter 1.). Im Ubrigen ist auch eine Feststellung von Amts wegen
nicht angezeigt (hierzu unter 2.).

Im Einzelnen:

1. Nach § 4d 8. 1 EnWG kann die Regulierungsbehtrde eine Zertifizierung nach §4a EnWG
widerrufen oder erweitern oder eine Zertifizierung nachtraglich mit Auflagen versehen sowie
Auflagen &ndern -oder ergénzen, soweit auf Grund geénderier tatsachlicher Umsténde eine
Neubewertung der Zertifizierungsvoraussetzungen erforderlich wird. Die von der Antragstellerin
begehrien Feststellungen (Antrage zu 1. und zu 2,) sind jeweils aul eine Anderung des Tenors
2u Ziffer 3 der Zertifizierung vom 05.02.2013 (Az. BK7-12-031) in Form eines Widerrufs und auf
eine Neufeststellung gerichtet. FOr einen solchen Widerruf (hlerzu unter a)) und eine Neufast-
stellung (hierzu unter b)) besteht kein schutzwiirdiges Sachentscheidungsinteresse bzw.
Rechtsschutzbedlinis, so dass die Antrage bereits als unzuldssig abzulehnen sind.

a) Eine Abanderung bzw. der Widerruf des Tenors zu Ziffer 3 des Zerlifizierungsbeschlusses ist
nicht erforderiich und wiirde zu keiner Verbesserung dor Rachtsposition der Antragstellerin baw.
der betroffenen Fachbereichsleiter fithren. Die Beschlusskammer hat im Tenor zu Ziffer 3 des
Zertifizierungsbeschlusses festgestelit, welche Fachbereiche zum Zeitpunkt der Zertifizierung
am 05.02.2013 den Cooling-Vorgaben des § 10c Abs. 6 EnWG unierlagen. Diese Feststellung
bezleht slch ausweislich der Begrindung allein auf die Sachlage, die der Zertifizierung zum
Zeitpunkt der Entscheidung zugrunde lag. Nachtrigliche tatsdchliche Verdnderungen sind
naturgeman nicht von dieser Feststellung umfasst, Eine Feststellung fUr zukiinftige Sachverhalte
enthélt die tenoriete Feststellung nicht. Da sich der der tenorierten Feststellung zugrunde
liegende Sachverhalt durch die Umstrukturierung der Flhrungsebenen der Antragstellerin
grundlegend veréndert hat, ist die tenorierte Feststellung nunmehr vollumfénglich gegenstands-
los geworden. Der Feststellungstenor ist folglich nicht unrichtig (geworden)., sondern unter
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Berucksichtigung der derzeitigen Unternehmensstruktur schlicht gegenstandslos. Eine Abande-
rung bzw. der Widerruf des Tenors zu Ziffer 3 ist somit nicht erforderlich.

Es muss auch kein von dem Feststellungstenor etwaig ausgehender Rechtsschein beseitigt
werden. Die Beschlusskammer hat lediglich kiarstellend festgestellt, wer unter die gesetzliche
Definition der zweiten FUhrungsebene (§ 10c Abs. 6 EnWG) zu fassen ist. Die tenorierte
Feststellung enthdlt jedoch selbst keine Verhaltensanordnung. Die sich aus der Zugehérigkeit
zur zweiten Fihrungsebene resultierenden Verhaltensgebote und -verbote ergeben sich nicht
aus der tenorierten Feststellung, sondern vielmehr unmittelbar aus dem Gesetz (vgl. § 10c Abs.
2 S. 1 sowie Abs. 3 und 5 EnWG i.V.m. § 10c Abs. 6 EnWG). Da sich aus der Fesisteliung
selbst keine volistreckbaren Pfiichten ergeben, besteht auch kein schutzwlirdiges Interesse an
der Beseitigung eines etwaigen Rechtsscheins der gegenstandslos gewordenen Feststellung.

b) Die von der Anfragstellerin beantragten (neuen) Feststellungen (Antrdge zu 1. und 2.) in
Bezug auf die gegenwdrtige Sachlage nach der Umstrukturierung sind ebenfalls mangels
Sachentscheidungsinteresses bzw. Rechtsschutzbedirfhisses als unzuldssig abzuiehnen. Die
Cooling-Vorgaben des § 10¢c EnWG gelten wie oben ausgefiihrt bereits kraft Geselzes fur alle
Personen, die der obersten Unternehmensleitung unmiltelbar unterstelit und fiir Betrieb,
Wartung oder Entwickiung des Netzes verantwortlich sind, entsprechend (siehe § 10c Abs. 6
EnWG). An den beantragten Feststellungen der nach § 10¢ Abs. 6 EnWG gellenden Rechtslage
besteht daher kein schutzwlrdiges Sachentscheidungsinteresse, da eine solche Feststellung
weder eine Verbesserung, noch eine Verschlechterung der Rechtsposition der Antragstellerin
bzw. der betroffenen Fachbereichsieiter bewirken wirde. Konkrete Ge- und Verbote wiirden sich
nicht aus einer solchen Feststellung ergeben. Sie ergeben sich vielmehr unmittelbar aus dem

Geselz selbst.

Ein Sachentscheidungsinteresse ergibt sich auch nicht aus dem Grundsatz der Selbstbindung
der Verwaltung, etwa weil die Beschlusskammer die Rechtslage in dem Tenor zu Ziffer 3 der
Zertifizierung vom 05.02.2013 (Az. BK7-12-031) festgestelit hatte. Die Beschlusskammer hat
insofern lediglich einmalig mit der erstmaligen Zertifizierungsentscheidung die kraft Gesetzes
geltende Rechtslage klargestellt, chne dass ein subjektives Recht oder eine objektive Pflicht
bestanden hitte, eine solche Feststellung zu treffen. Mit dieser einmaligen Feststellung hat die
Beschlusskammer ihre Rechtsauffassung zur Reichweite der gesetzlichen Definition der zweiten
Fiihrungsebene (§ 10c¢ Abs. 6 EnWG) hinreichend klargestellt. Einer weiteren oder gar bei jeder
Unternehmensumstrukturierung erneut zu treffenden Klarstellung bedaif es dahingegen nicht.

Eine solche Feststellung sieht auch das Geseiz nicht vor, Die Entflechtungsvorgaben sehen
zwar sehr woh! fur bestimmte Unternehmensvorgénge und Personalentscheidungen, fir die das
Unternehmen und die betroffenen Personen zeitnah Rechtssicherheit in Bezug auf die Entflech-
tungskonformitat bendtigen, die Genehmigung bzw. Billigung durch die Regulierungsbehérde
vor (vgl. § 10c Abs. 1 S. 3; § 10d Abs. 3S. 1; § 102 Abs. 1 S. 1, Abs. 3S.2und S. 4, Abs. 7 S.
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1 EnWG). Fiir die hier beantragte Feststellung, wer zu der zweiten Fiihrungsebene z&hlt, hat der
Gesetzgeber eine solche Entscheidungspflicht jedoch gerade nicht vorgesehen (vgl. § 10c Abs.
6 EnWG).

Hierdurch werden die Rechtsschutzméglichkeiten der Antragstellerin bzw. der betroffenen
Personen der zweiten Flihrungsebene auch nicht unzuldssig verkirzt, Die Regulierungsbehérde
ist vielmehr Uber einen geplanten Personalwechsel, der die Cooling-Vorgaben beriibren kénnte,
nach § 4¢ EnWG rechtzeitig zu unterrichten. In einem solchen konkreten Fall kdnnte dann ein
rechtsmittelféhiger Verwaltungsakt in Form einer nachtraglichen Auflage (§ 4d EnWG) oder
einer Untersagung (§ 65 EnWG i.V.m. § 10c Abs. 6 EnWG) ergehen. Der Antragstellerin und
den Betroffenen steht dann der Rechtsweg, auch in Form des vorldufigen Rechtsschutzes,
offen.

2. Die Regulierungsbehérde kann eine Zertifizierung nach § 4a EnWG abéndern, soweit auf
Grund gednderter tatséchlicher Umstiande eine Neubewertung der Zertifizierungsvoraussetzun-
gen erforderiich wird. Die Entscheidung Uber die Abanderung der Zertifizierungsentscheidung
nach § 4d S. 1 EnWG steht im Ermessen der Regulierungshehdrde. Unter Zugrundelegung der
unter Ziffer I, 1.) ausgeflhrten Erwigungen hat die Beschiusskammer das ihr nach § 4d S. 1
EnWG eingerdumte Ermessen dahingehend ausgelbt, eine erneute Feststellung auch nicht von
Amts wegen zu treffen.

Gegen eine Ermessenreduzierung auf Null spricht bereits, dass weder der Widerruf, noch die
erneute Feststellung erforderlich sind, weil ein berechtigtes Interesse an einer solchen Feststel-
lung nicht erkennbar ist (hierzu bereits oben). Dle von der Antragstellerin durchgefihrte Neuor-
ganisation der Geschéftsverteilung erfordert aus Sicht der Beschlusskammer keine Neubewer-
tung der Zertifizierungsentscheidung vom 05.02.2013 (Az. BK7-12-031). Dle Neustrukturierung
der Unternehmensleitung verstdit nicht gegen die Vorgaben der §§ 10 bis 10e EnWG, die fir
die Prifung der Entflechtungskonformitdt der Organisation als Unabhéingiger Netzbetreiber
mafgeblich sind (vgl. § 4a Abs. 3 EnWG i.V.m. § 10 Abs. 1 S. 1 EnWG). Eine Neubewertung
der Zertifizierungsvoraussetzungen kénnte allenfalls dann erforderlich sein, wenn ein konkreter
Personalwechsel gegen die Cooling-Vorgaben des § 10c Abs. 2 S. 1 und Abs. 5 EnWG (vgl. §
10¢ Abs. 6 EnWG) verstolt.

Die mit der einmaligen Feststellung im Rahmen der Zertifizierungsentscheidung bezweckte
Klarstellung der Auffassung der Beschlusskammer zum Umfang und zur Reichweite der
entsprechenden gesetzlichen Regelungen, ist erfulit und bedarf nicht der Wiederholung. Dies
ergibt sich auch aus der Tatsache, dass die Beschlusskammer nicht nach jeder unternehmens-
internen Umstrukturierung verpflichtet sein kann, einen feststellenden Verwaltungsakt zum

Umfang und zur Reichweite der zweiten FUhrungsebene zu erlassen.
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Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschiuss kann binnen einer Frist von einem Monat ab Zustellung Beschwerde
erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetzagentur (Hausanschrift:
Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genligt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist
bei dem Oberlandesgericht Disseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Dusseldorf)
eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrinden. Die Frist fir die Beschwerdebegriindung betrdgt einen
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der
Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verldngert warden. Die Beschwerdebegrindung muss die
Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abanderung oder Aufhebung
beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismiitel, auf die sich die Beschwerde

stiitzt, enthalten.

Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegriindung mulssen durch einen Rechtsanwalt

unterzeichnet sein.

Christian Mielke Dr. Chris Mdgelin Dr. Anfje Peters
Vorsitzender Beisitzer Beisitzerin




	Beschluss_GASCADE_öffentliche Fassung



